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Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Herzlichen Dank. - Nun hat fir die SPD-Fraktion
Frau Kollegin Groskurt das Wort.

Ulla Groskurt (SPD):

Danke schén. - Frau Présidentin! Sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen! Auch im Zusammen-
hang mit diesen Anfragen zu allererst ein Dank von
uns an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Ministeriums. Sie haben wieder viel Zeit und Fach-
kompetenz eingesetzt, um die Grolien Anfragen
der Fraktionen Bindnis 90/Die Griinen und DIE
LINKE umfassend und detailliert zu beantworten.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
bei der LINKEN)

Der Dank gilt auch den Kolleginnen und Kollegen
der Fraktionen Bindnis 90/Die Grinden und DIE
LINKE. Die Antworten auf ihre Fragen sind eine
gute Arbeitsgrundlage, auf die wir immer wieder
zurlickgreifen kénnen.

Trotz der umfassenden Beantwortung der GroR3en
Anfragen sind bei mir einige Fragen offen geblie-
ben, und ich méchte einige Bemerkungen dazu
machen.

Zur Anfrage der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen:
Die Landesregierung erwadhnt die von der Arbeits-
und Sozialministerkonferenz eingesetzte Bund-
Lander-Arbeitsgruppe zur Weiterentwicklung der
Eingliederungshilfe. Hier soll ein Eckpunktepapier
erarbeitet worden sein, das im November 2009
beraten werden sollte. Ich hatte gerne das Ergeb-
nis der Beratung.

Zum Modellversuch zur Erprobung einer neuen
Abgrenzung der Aufgaben zwischen den Uberortli-
chen und 6&rtlichen Tragern der Sozialhilfe, der seit
dem 1. Januar 2007 lauft, werden zurzeit erste
Zwischenergebnisse ausgewertet. Wann ist, bitte,
mit einer Vorlage zu rechnen?

Zur Frage bezuglich der Férderung von gesell-
schaftlicher Teilhabe und Selbstbestimmung erklart
die Landesregierung vollmundig, alle genannten
Regelungen seien mit der UN-Konvention verein-
bar. Da frage ich mich: Ja, was denn sonst? Direkt
dagegen zu verstoRen, wird sich ja wohl auch die-
se Landesregierung nicht trauen.

(Beifall bei der SPD, bei den GRU-
NEN und bei der LINKEN)

Aber Selbstverstandlichkeiten sollten eigentlich
nicht lobend erwahnt werden missen.

Zur Frage nach dem birgerschaftlichen Engage-
ment wird ausgefihrt, dass die Abstimmungsge-
sprache auf Bundes- und Landerebene mit den
Verbanden behinderter Menschen, den Leistungs-
anbietern, den kommunalen Spitzenverbanden
und den betroffenen Sozialleistungstradgern zur
Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe fur be-
hinderte Menschen noch nicht abgeschlossen
sind. Wann ist, bitte, damit zu rechnen?

Zur Frage zum Personlichen Budget unterstreiche
ich erst einmal die Ausfihrungen von Frau Helm-
hold. Sie, verehrte Landesregierung, fiihren aus,
dass in Niedersachsen kinftig nach einem Kenn-
zahlenvergleich Zahlen zur Inanspruchnahme Per-
sonlicher Budgets vorliegen werden. Wann werden
diese Zahlen voraussichtlich vorliegen? Es ist be-
dauerlich, dass die Landesregierung anmerkt, das
Personliche Budget misse sich erst etablieren. Sie
sagt zwar, die positiven Erfahrungen der Budget-
nehmer seien die besten Werbetrager, sie sieht
zurzeit aber keinen weiteren Aufklarungsbedarf.

Zur Erinnerung: Seit 2004 laufen die Modellprojek-
te, sie werden aber laut den Ausfihrungen in der
Beantwortung der GroRen Anfrage und auch nach
meinen eigenen Erfahrungen, da Osnabriick eine
Modellkommune ist, nicht in dem Umfang ange-
nommen und beantragt, wie es erhofft und gewollt
ist.

(Ursula Helmhold [GRUNE]: Genau
richtig!)

Das heil3t doch, dass hier Aufklarungsbedarf be-
steht und das Persoénliche Budget beworben wer-
den muss, das vor allem auch aufgrund der Aus-
sage, dass sich diese Leistungsform nach den
vorliegenden Erkenntnissen Uberwiegend positiv
fur alle Beteiligten auswirkt und die eigene Ver-
antwortung und Selbstbestimmung des Budget-
nehmenden gestarkt werden. Genau das ist doch
das Ziel.

Nun noch ein paar erganzende Fragen bzw. An-
merkungen zur Beantwortung der Groflzen Anfrage
der Fraktion DIE LINKE:

Die kritische Bemerkung der Fraktion DIE LINKE in
der Einleitung der GroRen Anfrage, Niedersachsen
habe als letztes der 16 Bundeslénder im Novem-
ber 2007 ein Behindertengleichstellungsgesetz
verabschiedet, welches zum 1. Januar 2008 in
Kraft trat, findet meine komplette Zustimmung. Seit
Beginn der Legislaturperiode 2003 hat die SPD-
Fraktion darum gekampft, das Niedersachsische
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Behindertengleichstellungsgesetz zu verabschie-
den.

(Norbert Béhlke [CDU]: Wer war denn
vorher dran? Wer hat denn vorher re-
giert? - Heinz Rolfes [CDU]: Vorher
war es verboten, oder was?)

- Wenn das eine Zwischenfrage ist, antworte ich
gerne darauf. Frau Prasidentin, wie wollen wir es
handhaben? - Vorher waren wir dran. Aber auf
Bundesebene war das Behindertengleichstel-
lungsgesetz in Arbeit.

(Roland Riese [FDP]: Ausreden!)

Es machte Sinn, das Rad nicht zweimal zu erfin-
den, sondern den dortigen Beschluss abzuwarten.
Das Gesetz wurde im Mai beschlossen, und im
Dezember hat die SPD-Fraktion einen Gesetzent-
wurf vorgelegt. Das war im Verhaltnis zu lhrer Ar-
beit aus meiner Sicht blitzschnell.

(Beifall bei der SPD - Norbert Bohlke
[CDU]: Gefuhlte Schnelligkeit gilt
nicht!)

Vizepréasidentin Astrid Vockert:

Frau Groskurt, Sie missen nicht auf jeden Zwi-
schenrufer eingehen. Aber das steht lhnen frei.

Ulla Groskurt (SPD):

Danke schén. - Es war auch nicht nachzuvollzie-
hen, warum der Gesetzentwurf der Regierungs-
fraktionen dann so lange auf sich warten liel3; er
war namlich fast wortgleich mit dem Gesetzentwurf
der SPD.

(Johanne Modder [SPD]: Was?)

Die Regierungsfraktionen haben es aber trotzdem
dickkopfig vier Jahre lang ausgesessen.

Die Aussage zur Frage 2, zur Beschaftigungssitua-
tion von Menschen mit Behinderungen im soge-
nannten ersten Arbeitsmarkt, ist wenig beruhigend.
Die Beschaftigungsquote hat sich innerhalb von
sieben Jahren um nur 0,68 % auf 4,78 % erhoht,
liegt also immer noch unter 5 %. Die Verwendung
der Ausgleichsabgabe durch 6&ffentliche Arbeitge-
ber im Jahr 2008 in H6he von ca. 1,8 Millionen und
durch private Arbeitgeber in Héhe von ca. 39 Milli-
onen Euro wird zwar detailliert aufgefihrt; aus
meiner Sicht wére es aber fur die Betroffenen not-
wendiger, Arbeitsplatze im ersten Arbeitsmarkt zu
bekommen. Hier wirde mich auch die detaillierte
Beantwortung der Fragen nach einer Auflistung
der Betriebsformen interessieren.
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Zur Frage nach Frihforderung und Schule lese
ich - ich kann es kaum glauben -, dass es vorran-
giges Ziel der Landesregierung ist, behinderte
Kinder ortsnah und gemeinsam mit nicht behinder-
ten Kindern zu betreuen.

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Frau Kollegin Groskurt, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage der Kollegin Helmhold?

Ulla Groskurt (SPD):
Ja, bitte!

Vizeprasidentin Astrid Vockert:
Bitte, Frau Helmhold!

Ursula Helmhold (GRUNE):

Frau Kollegin, teilen Sie meine Auffassung, dass
es in Niedersachsen spatestens mit dem Eintritt in
eine weiterfihrende Schule - im Grunde genom-
men gilt das schon fir die Grundschule - mit der
Integration von Kindern mit Behinderungen nicht
ganz so weit her ist? Teilen Sie auch meine Auf-
fassung, dass es symptomatisch fur diese Politik
ist, dass die Kultusministerin an dieser Debatte
jetzt hier nicht teilnimmt, obwohl sie fiir die Schule
die Zustandigkeit hat?

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:
Frau Kollegin Groskurt!

Ulla Groskurt (SPD):

Danke schén. - Frau Kollegin Helmhold, ich teile
Ihre Auffassung, dass es, wie Sie gerade ausge-
fuhrt haben, spatestens dann nicht mehr weit her
ist und es im Grunde genommen schon viel zu
spét ist, da das nur angedacht ist. Es ist mehr als
bedauerlich, dass die Kultusministerin nicht anwe-
send ist, und zwar vor allem vor dem Hintergrund,
dass es eben noch die Kernaussage der Sozialmi-
nisterin war, wie wichtig ihr oder der Landesregie-
rung das ist.

(Beifall bei der SPD, bei den GRU-
NEN und bei der LINKEN - Norbert
Bbéhlke [CDU]: War das eben abge-
sprochen?)

- Man muss nicht absprechen, dass man bedauert,
dass die Kultusministerin nicht da ist.
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Da das jetzt etwas aus dem Zusammenhang gera-
ten ist, wiederhole ich: Zu Friuhférderung und
Schule sagt die Landesregierung, dass es vorran-
giges Ziel ist, behinderte Kinder ortsnah und ge-
meinsam mit nicht behinderten Kindern zu betreu-
en. Ich muss feststellen: Von diesem ,vorrangigen®
Ziel sind Sie noch Lichtjahre entfernt.

(Beifall bei der SPD, bei den GRU-
NEN und bei der LINKEN)

Niedersachsen ist doch technisch ein innovatives
Land. Vielleicht sollten Sie eine Rakete in Auftrag
geben, damit Sie lhrem Ziel tatsdchlich naher-
kommen.

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD
und bei den GRUNEN)

Sie lehnen jeden Antrag in Bezug auf integrative
und inklusive Bildung ab, halten stur an § 4 des
Schulgesetzes fest, mit dem Sie es den Schulen
Uberlassen, ob sie integrativ beschulen, und die
mogliche Ablehnung mit dem Gesetzestext gleich
mitliefern. Darin heil3t es namlich: soweit es die
organisatorischen, personellen und séachlichen
Gegebenheiten erlauben.

(Beifall bei der SPD, bei den GRU-
NEN und bei der LINKEN)

Machen Sie sich doch bitte einmal den Satz zu
eigen: Was heute nicht getrennt wird, muss spéater
nicht wieder miihsam zusammengefuhrt werden.

(Beifall bei der SPD, bei den GRU-
NEN und bei der LINKEN)

Bei der Beantwortung der Frage 5 habe ich zuerst
mit Freude gelesen, dass die Politik fir Menschen
mit Behinderungen etwa seit 1998 im Bund und in
den Landern die rechtlichen Grundlagen dafir
geschaffen hat, dass Menschen mit Behinderun-
gen ihr Leben soweit wie moglich in freier Selbst-
bestimmung gestalten kénnen. Auch hier ein kur-
zer Ruckblick: Das war im Bund zur Zeit der SPD-
Griinen-Regierung. Zur Zeit der SPD-Landesregie-
rung wurde 2002 eine wesentliche Verbesserung
der Bedingungen fur Menschen mit Behinderungen
in ihrer baulichen Umwelt erreicht. Mit diesem Ge-
setz wurde der Begriff der Barrierefreiheit in der
Niedersachsischen Bauordnung eingefiihrt - das
wird auch in der Antwort der Landesregierung dar-
gelegt. Diese Landesregierung hat aber die Rege-
lungen fir rollstuhlgerechte Wohnungen seit Juli
2005 wieder ausgesetzt. Ich musste also schmerz-
haft erkennen, dass seit 2003 nicht nur viel Fort-

schritt zu verzeichnen ist, sondern teilweise sogar
Rickschritt.

Wenn ich nun in der Beantwortung der GroRen
Anfrage lese, dass die Landesregierung bestétigt,
dass das Leitbild des Ubereinkommens der Verein-
ten Nationen Uber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen eine inklusive Gesellschaft ist, in
der alle Birgerinnen und Birger selbstbestimmt
leben kénnen, und weiter lese, alle Beteiligten
missten dazu beitragen, dass sich die Leitidee
einer inklusiven Gesellschaft im Alltag entwickelt,
I&sst mich das fir die Menschen mit Behinderun-
gen in Niedersachsen zwar hoffen, doch der Glau-
be fehlt mir.

(Beifall bei der SPD und bei der LINKEN)

Ich erwarte, dass die Landesregierung das in Ta-
ten umsetzt. Bisher war davon leider wenig zu
erkennen.

Danke schon.

(Beifall bei der SPD, bei den GRU-
NEN und bei der LINKEN)
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Renate
Hervorheben
Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön, Frau Kollegin Groskurt. - Nun spricht
für die CDU-Fraktion Herr Kollege Böhlke. Sie
haben das Wort. Bitte schön!
Norbert Böhlke (CDU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Zu Beginn meiner Ausführungen
möchte ich gerne ausdrücklich der Ministerin und
ihrem Hause dafür danken, dass sie die vielen
detaillierten Fragen zur Situation von Menschen
mit Behinderungen ausführlich und umfassend
beantwortet haben.
Die umfangreiche Antwort mit den vielfältigen statistischen
Werten und statistischen Vergleichen
führt uns zweifelsfrei vor Augen, dass dem Parlament
mit der Beantwortung dieser beiden Großen
Anfragen eine wirklich große Fleißarbeit abgeliefert
wurde. Erlauben Sie mir an dieser Stelle die konstruktive
kritische Anmerkung, dass es jetzt auch
an uns und insbesondere an den Fragestellern
liegt, die gewonnenen Erkenntnisse und erhaltenen
Informationen für unsere praktische Arbeit
umzusetzen. Da bin ich ein bisschen enttäuscht
von dem, was hier in der Aussprache von den
Oppositionsfraktionen bisher an Kommentaren und
Bewertungen zum Ausdruck gebracht worden ist.
Ich meine, Frau Kollegin Helmhold, Ihr Vergleich,
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